
LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN 
16. Wahlperiode 

 

Drucksache  16/7787 

 23.01.2015 
 

Datum des Originals:  23.01.2015/Ausgegeben:  26.01.2015 

Die Veröffentlichungen des Landtags Nordrhein-Westfalen sind einzeln gegen eine Schutzgebühr beim Archiv des  
Landtags Nordrhein-Westfalen, 40002 Düsseldorf, Postfach 10 11 43, Telefon (0211) 884 - 2439, zu beziehen. Der  
kostenfreie Abruf ist auch möglich über das Internet-Angebot des Landtags Nordrhein-Westfalen unter  
www.landtag.nrw.de 

 

 
Beschlussempfehlung und Bericht 
 
des Ausschusses für Kommunalpolitik 
 
 
zum Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/6091 
 
 
 
Gesetz zur Änderung der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
 
 
 
 
 
 
 
 
Berichterstatter  Abgeordneter Christian Dahm 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlung 
 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung (Drucksache 16/6091) wird mit folgenden Änderun-
gen angenommen: 
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 
 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
 
 

 Beschlüsse des Ausschusses für Kom-
munalpolitik 
 

Gesetz zur Änderung der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen  

 

 Gesetz zur Änderung der Gemeindeord-
nung 

 
Artikel 1 

 
Die Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994  
(GV. NRW. S. 666), die zuletzt durch Artikel 
1 des Gesetzes vom 19. Dezember 2013     
(GV. NRW. S. 878) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 
 

 Artikel 1 
 
Die Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994  
(GV. NRW. S. 666), die zuletzt durch Artikel 
1 des Gesetzes vom 19. Dezember 2013     
(GV. NRW. S. 878) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 
 

1. § 108a wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 108a 
Arbeitnehmermitbestimmung in  
fakultativen Aufsichtsräten 

 

 1. § 108a wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 108a 
Arbeitnehmermitbestimmung in  
fakultativen Aufsichtsräten 

(1) Soweit im Gesellschaftsvertrag ei-
nes Unternehmens (§ 107 Absatz 1, 
§ 107a Absatz 1) oder einer Einrichtung 
(§ 107 Absatz 2) in Privatrechtsform, an 
der die Gemeinde unmittelbar oder mit-
telbar mit mehr als 50  Prozent der An-
teile beteiligt ist, ein fakultativer Auf-
sichtsrat vorgesehen ist, können die-
sem Arbeitnehmervertreter angehören. 
Arbeitnehmervertreter können von der 
Gemeinde in den fakultativen Aufsichts-
rat entsandt werden, wenn diese mehr 
als zwei Aufsichtsratsmandate besetzt. 
In diesem Fall ist ein angemessener 
Einfluss der Gemeinde im Sinne des 
§ 108 Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 ge-
geben, wenn bei mehr als zwei von der 
Gemeinde in den Aufsichtsrat zu ent-
sendenden Vertretern nicht mehr als 
ein Drittel der auf die Gemeinde entfal-
lenden Aufsichtsratsmandate durch Ar-
beitnehmervertreter des Unternehmens 
oder der Einrichtung nach Maßgabe der 
folgenden Absätze besetzt werden. 

 
 
 
 
 

 (1) unverändert  
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(2) Wird ein Aufsichtsratsmandat oder 
werden zwei Aufsichtsratsmandate mit 
Arbeitnehmervertretern besetzt, so 
müssen diese als Arbeitnehmer im Un-
ternehmen oder in der Einrichtung be-
schäftigt sein. Werden mehr als zwei 
Aufsichtsratsmandate mit Arbeitneh-
mervertretern besetzt, so müssen min-
destens zwei Aufsichtsratsmandate mit 
Arbeitnehmern besetzt werden, die im 
Unternehmen oder in der Einrichtung 
beschäftigt sind. 

 

 (2) unverändert  

(3) Der Rat der Gemeinde bestellt aus 
einer von den Beschäftigten des Unter-
nehmens oder der Einrichtung gewähl-
ten Vorschlagsliste die in den fakultati-
ven Aufsichtsrat zu entsendenden Ar-
beitnehmervertreter. Die Bestellung be-
darf eines Beschlusses der Mehrheit 
der gesetzlichen Zahl der Mitglieder 
des Rates. Die Vorschlagsliste muss 
mindestens die doppelte Zahl der zu 
entsendenden Arbeitnehmervertreter 
enthalten. Der Rat hat das Recht, mit 
der Mehrheit der gesetzlichen Zahl sei-
ner Mitglieder sämtliche Vorschläge der 
Liste zurückzuweisen und eine Neu-
wahl zu verlangen. In diesem Fall kön-
nen die Beschäftigten eine neue Vor-
schlagsliste wählen; Sätze 1 bis 4 gel-
ten entsprechend. Im Falle einer erneu-
ten Zurückweisung der Vorschläge 
durch den Rat bleiben die für die Ar-
beitnehmervertreter vorgesehenen Auf-
sichtsratsmandate unbesetzt.  

 

 (3) unverändert  

(4) § 113 Absatz 1 Satz 2 und 3 sowie 
§ 9 des Drittelbeteiligungsgesetzes vom 
18. Mai 2004 (BGBl. I S. 974), das zu-
letzt durch Artikel 2 Absatz 114 des 
Gesetzes vom 22. Dezember 2011 
(BGBl. I S. 3044) geändert worden ist, 
gelten für die nach Absatz 3 für den fa-
kultativen Aufsichtsrat vom Rat bestell-
ten Arbeitnehmervertreter entspre-
chend. Verliert ein vom Rat bestellter 
Arbeitnehmervertreter, der als Arbeit-
nehmer im Unternehmen oder in der 
Einrichtung beschäftigt ist, die Beschäf-
tigteneigenschaft in dem Unternehmen 
oder der Einrichtung, muss der Rat ihn 
entsprechend § 113 Absatz 1 Satz 3 

 (4) unverändert  
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aus seinem Amt im fakultativen Auf-
sichtsrat abberufen. 

 
(5) Zur Wahl der Vorschlagsliste nach 
Absatz 3 sind alle Beschäftigten des 
Unternehmens beziehungsweise der 
Einrichtung wahlberechtigt, die am Ta-
ge der Wahl das 18. Lebensjahr vollen-
det haben. Nicht wahlberechtigt und 
nicht wählbar sind Geschäftsführer und 
Vorstände des Unternehmens bezie-
hungsweise der Einrichtung. In die Vor-
schlagsliste können nur Personen auf-
genommen werden, die das 18. Le-
bensjahr vollendet haben. Im Gesell-
schaftsvertrag, der Satzung oder dem 
Organisationsstatut des Unternehmens 
beziehungsweise der Einrichtung ist die 
Amtsdauer der Arbeitnehmervertreter 
zu regeln. Sie soll die regelmäßige 
Amtsdauer der nach § 113 Absatz 2 
Satz 2 neben dem Bürgermeister oder 
dem von ihm benannten Bediensteten 
der Gemeinde in den fakultativen Auf-
sichtsrat bestellten weiteren Vertreter 
nicht überschreiten.  

 

 (5) unverändert  

(6) Die Wahl der Vorschlagsliste erfolgt 
auf Grund von Wahlvorschlägen des Be-
triebsrats und der Beschäftigten. Die 
Wahlvorschläge der Beschäftigten müs-
sen von mindestens einem Zehntel der 
Wahlberechtigten, jedoch mindestens 
von drei Wahlberechtigten unterzeichnet 
sein. Sieht der Gesellschaftsvertrag des 
Unternehmens oder der Einrichtung die 
Stellvertretung eines verhinderten Auf-
sichtsratsmitglieds vor, kann in jedem 
Wahlvorschlag zusammen mit jedem 
Bewerber für diesen ein Ersatzmitglied 
vorgeschlagen werden. Ein Bewerber 
kann nicht zugleich als Ersatzmitglied 
vorgeschlagen werden. Wird ein Bewer-
ber gemäß Absatz 3 als Aufsichtsrats-
mitglied bestimmt, so ist auch das zu-
sammen mit ihm vorgeschlagene Er-
satzmitglied bestimmt. Das für Inneres 
zuständige Ministerium bestimmt durch 
Rechtsverordnung das Verfahren für die 
Wahl der Vorschlagsliste, insbesondere 
die Vorbereitung der Wahl und die Auf-
stellung der Wählerlisten, die Frist für die 
Einsichtnahme in die Wählerlisten und 

 (6) Die Wahl der Vorschlagsliste er-
folgt auf Grund von Wahlvorschlägen 
des Betriebsrats und der Beschäftig-
ten. Die Wahlvorschläge der Beschäf-
tigten müssen von mindestens einem 
Zehntel der Wahlberechtigten, jedoch 
mindestens von drei Wahlberechtigten 
unterzeichnet sein. Sieht der Gesell-
schaftsvertrag des Unternehmens  
oder der Einrichtung die Stellvertre-
tung eines verhinderten Aufsichts-
ratsmitglieds vor, kann in jedem 
Wahlvorschlag zusammen mit jedem 
Bewerber für diesen ein stellvertre-
tendes Mitglied vorgeschlagen wer-
den. Ein Bewerber kann nicht zugleich 
als stellvertretendes Mitglied vorge-
schlagen werden. Wird ein Bewerber 
gemäß Absatz 3 als Aufsichtsratsmit-
glied bestimmt, so ist auch das zu-
sammen mit ihm vorgeschlagene 
stellvertretende Mitglied bestimmt. 
Das für Inneres zuständige Ministeri-
um bestimmt durch Rechtsverordnung 
das Verfahren für die Wahl der Vor-
schlagsliste, insbesondere die Vorbe-
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die Erhebung von Einsprüchen gegen 
sie, die Wahlvorschläge und die Frist für 
ihre Einreichung, das Wahlausschreiben 
und die Frist für seine Bekanntmachung, 
die Stimmabgabe, die Feststellung des 
Wahlergebnisses und die Fristen für sei-
ne Bekanntmachung, die Anfechtung der 
Wahl und die Aufbewahrung der Wahlak-
ten. 

 

reitung der Wahl und die Aufstellung 
der Wählerlisten, die Frist für die Ein-
sichtnahme in die Wählerlisten und 
die Erhebung von Einsprüchen gegen 
sie, die Wahlvorschläge und die Frist 
für ihre Einreichung, das Wahlaus-
schreiben und die Frist für seine Be-
kanntmachung, die Stimmabgabe, die 
Feststellung des Wahlergebnisses 
und die Fristen für seine Bekanntma-
chung, die Anfechtung der Wahl und 
die Aufbewahrung der Wahlakten. 

 
(7) Der Bürgermeister teilt dem zur ge-
setzlichen Vertretung berufenen Organ 
des Unternehmens oder der Einrich-
tung die Namen der vom Rat für den 
Aufsichtsrat bestellten Arbeitnehmer-
vertreter und ihrer im Falle des Absat-
zes 6 Satz 5 bestimmten Ersatzmitglie-
der mit. Gleichzeitig informiert er die für 
den Aufsichtsrat bestellten Arbeitneh-
mervertreter und die im Falle des Ab-
satzes 6 Satz 5 bestimmten Ersatzmit-
glieder. 

 
 

 (7) Der Bürgermeister teilt dem zur 
gesetzlichen Vertretung berufenen 
Organ des Unternehmens oder der 
Einrichtung die Namen der vom Rat 
für den Aufsichtsrat bestellten Arbeit-
nehmervertreter und ihrer im Falle des 
Absatzes 6 Satz 5 bestimmten stell-
vertretenden Mitglieder mit. Gleichzei-
tig informiert er die für den Aufsichts-
rat bestellten Arbeitnehmervertreter 
und die im Falle des Absatzes 6 Satz 
5 bestimmten stellvertretenden Mit-
glieder. 

 
(8) Wird ein Arbeitnehmervertreter von 
seinem Amt gemäß § 113  Absatz 1 
Satz 3 abberufen oder scheidet er aus 
anderen Gründen aus dem Aufsichtsrat 
aus, ist gleichzeitig auch das zusam-
men mit ihm nach Absatz 6 Satz 5 be-
stimmte Ersatzmitglied abberufen oder 
ausgeschieden. Für den abberufenen 
oder ausgeschiedenen Arbeitnehmer-
vertreter bestellt der Rat mit der Mehr-
heit der gesetzlichen Zahl seiner Mit-
glieder aus dem noch nicht in Anspruch 
genommenen Teil der Vorschlagsliste 
nach Absatz 3 einen Nachfolger. 
Kommt eine solche Mehrheit nicht zu-
stande, können die Beschäftigten den 
noch nicht in Anspruch genommenen 
Teil der Vorschlagsliste um neue Vor-
schläge ergänzen. Für die Ergänzung 
der Vorschlagsliste gelten die Absätze 
5 und 6 entsprechend. Kommt auch 
dann keine Mehrheit der gesetzlichen 
Zahl der Mitglieder des Rates für die 
Bestellung eines Nachfolgers zustande, 
bleibt das Aufsichtsratsmandat unbe-
setzt.  

 (8) Wird ein Arbeitnehmervertreter 
von seinem Amt gemäß § 113 Absatz 
1 Satz 3 abberufen oder scheidet er 
aus anderen Gründen aus dem Auf-
sichtsrat aus, ist gleichzeitig auch das 
zusammen mit ihm nach Absatz 6 
Satz 5 bestimmte stellvertretende Mit-
glied abberufen oder ausgeschieden. 
Wird ein stellvertretendes Mitglied von 
seinem Amt gemäß § 113 Absatz 1 
Satz 3 abberufen oder scheidet es 
aus anderen Gründen als stellvertre-
tendes Mitglied aus dem Aufsichtsrat 
aus, bleibt die Position des stellvertre-
tenden Mitglieds unbesetzt. Für den 
abberufenen oder ausgeschiedenen 
Arbeitnehmervertreter bestellt der Rat 
mit der Mehrheit der gesetzlichen Zahl 
seiner Mitglieder aus dem noch nicht 
in Anspruch genommenen Teil der 
Vorschlagsliste nach Absatz 3 einen 
Nachfolger. Kommt eine solche Mehr-
heit nicht zustande, können die Be-
schäftigten den noch nicht in An-
spruch genommenen Teil der Vor-
schlagsliste um neue Vorschläge er-
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 gänzen. Für die Ergänzung der Vor-
schlagsliste gelten die Absätze 5 und 
6 entsprechend. Kommt auch dann 
keine Mehrheit der gesetzlichen Zahl 
der Mitglieder des Rates für die Be-
stellung eines Nachfolgers zustande, 
bleibt das Aufsichtsratsmandat unbe-
setzt. 

 
(9) Die Absätze 1 bis 8 gelten mit fol-
genden Maßgaben entsprechend in 
den Fällen, in denen an einem Unter-
nehmen oder einer Einrichtung in Pri-
vatrechtsform zwei oder mehr Gemein-
den beteiligt sind: 

 
 
 

1. Die Bestellung der in den fakultati-
ven Aufsichtsrat zu entsendenden 
Arbeitnehmervertreter bedarf über-
einstimmender, mit der Mehrheit 
der gesetzlichen Zahl der Mitglie-
der zustande gekommener Be-
schlüsse der Räte mindestens so 
vieler beteiligter Gemeinden, dass 
hierdurch insgesamt mehr als die 
Hälfte der kommunalen Beteiligung 
an dem Unternehmen oder der Ein-
richtung repräsentiert wird. Kom-
men solche übereinstimmenden 
Beschlüsse nicht oder nicht im er-
forderlichen Umfang zustande, 
kann eine neue Vorschlagsliste 
gewählt werden. Kommen auch 
hierzu entsprechende überein-
stimmende Beschlüsse der betei-
ligten Räte nicht oder nicht im er-
forderlichen Umfang zustande, 
bleiben die für die Arbeitnehmer-
vertreter vorgesehenen Aufsichts-
ratsmandate unbesetzt. 

 
 
2. Für die Bestellung eines Nachfol-

gers im Sinne des Absatzes 8 gilt 
Nummer 1 Satz 1 entsprechend. 
Kommen danach übereinstimmen-
de Beschlüsse der beteiligten Räte 
nicht oder nicht im erforderlichen 
Umfang zustande, können die Be-
schäftigten den noch nicht in An-
spruch genommenen Teil der Vor-

 (9) Die Absätze 1 bis 8 gelten mit fol-
genden Maßgaben entsprechend in 
den Fällen, in denen an einem Unter-
nehmen oder einer Einrichtung in Pri-
vatrechtsform zwei oder mehr Ge-
meinden unmittelbar oder mittelbar 
mit insgesamt mehr als 50 Prozent 
der Anteile beteiligt sind: 

 
1. Die Bestellung der in den fakulta-

tiven Aufsichtsrat zu entsenden-
den Arbeitnehmervertreter bedarf 
übereinstimmender, mit der 
Mehrheit der gesetzlichen Zahl 
der Mitglieder zustande gekom-
mener Beschlüsse der Räte min-
destens so vieler beteiligter Ge-
meinden, dass hierdurch insge-
samt mehr als die Hälfte der 
kommunalen Beteiligung an dem 
Unternehmen oder der Einrich-
tung repräsentiert wird. Kommen 
solche übereinstimmenden Be-
schlüsse nicht oder nicht im er-
forderlichen Umfang zustande, 
kann eine neue Vorschlagsliste 
gewählt werden. Kommen auch 
hierzu entsprechende überein-
stimmende Beschlüsse der betei-
ligten Räte nicht oder nicht im er-
forderlichen Umfang zustande, 
bleiben die für die Arbeitnehmer-
vertreter vorgesehenen Aufsichts-
ratsmandate unbesetzt. 

 
2. Für die Bestellung eines Nachfol-

gers im Sinne des Absatzes 8 gilt 
Nummer 1 Satz 1 entsprechend. 
Kommen danach übereinstim-
mende Beschlüsse der beteiligten 
Räte nicht oder nicht im erforder-
lichen Umfang zustande, können 
die Beschäftigten den noch nicht 
in Anspruch genommenen Teil 
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schlagsliste um neue Vorschläge 
ergänzen. Für die Ergänzung der 
Vorschlagsliste gelten die  
Absätze 5 und 6 entsprechend. 
Kommen auch dann übereinstim-
mende Beschlüsse der beteiligten 
Räte nicht oder nicht im erforderli-
chen Umfang zustande, bleibt das 
Aufsichtsratsmandat unbesetzt. 

 
3. Für die nach § 113 Absatz 1 Satz 2 

und 3 zu treffenden Entscheidun-
gen bedarf es übereinstimmender 
Beschlüsse der Räte mindestens 
so vieler beteiligter Gemeinden, 
dass hierdurch insgesamt mehr als 
die Hälfte der kommunalen Beteili-
gung an dem Unternehmen oder 
der Einrichtung repräsentiert wird.“ 

 

der Vorschlagsliste um neue Vor-
schläge ergänzen. Für die Ergän-
zung der Vorschlagsliste gelten 
die Absätze 5 und 6 entspre-
chend. Kommen auch dann über-
einstimmende Beschlüsse der be-
teiligten Räte nicht oder nicht im 
erforderlichen Umfang zustande, 
bleibt das Aufsichtsratsmandat 
unbesetzt. 

 
3. Für die nach § 113 Absatz 1 Satz 

2 und 3 zu treffenden Entschei-
dungen bedarf es übereinstim-
mender Beschlüsse der Räte 
mindestens so vieler beteiligter 
Gemeinden, dass hierdurch ins-
gesamt mehr als die Hälfte der 
kommunalen Beteiligung an dem 
Unternehmen oder der Einrich-
tung repräsentiert wird.“ 

 
2. Nach § 108a wird folgender § 108b 

eingefügt: 
 

 2. unverändert  

„§ 108b 
Regelung zur Vollparität 

 
(1) Nach Maßgabe der folgenden Re-
gelungen kann für die fakultativen Auf-
sichtsräte kommunal beherrschter Ge-
sellschaften, die von den bis zum  
31. Oktober 2020 amtierenden kommu-
nalen Vertretungen zu bestellen sind, 
auf Antrag eine Ausnahme von der in  
§ 108a geregelten Drittelparität zuge-
lassen werden.  

 

  

(2) Die Ausnahme ist von der Gemein-
de, die die Gesellschaft beherrscht, 
schriftlich bei der zuständigen Auf-
sichtsbehörde unter Beifügung eines 
entsprechenden Ratsbeschlusses und 
des vorgesehenen Gesellschaftsvertra-
ges zu beantragen. Sind an der kom-
munal beherrschten Gesellschaft zwei 
oder mehr Gemeinden beteiligt, muss 
der Antrag von sämtlichen an der Ge-
sellschaft beteiligten Gemeinden unter 
Beifügung der entsprechenden Ratsbe-
schlüsse gestellt werden.  
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(3) Die zuständige Aufsichtsbehörde 
hat die Ausnahme zuzulassen, wenn 
die in Absatz 2 genannten Unterlagen 
ordnungsgemäß vorliegen und der Ge-
sellschaftsvertrag den sonstigen Anfor-
derungen des § 108a  und der nachfol-
genden Absätze entspricht. Die Zulas-
sung der Ausnahme durch die zustän-
dige Aufsichtsbehörde bedarf vor ihrem 
Wirksamwerden der Genehmigung des 
für Inneres zuständigen Ministeriums. 
 

  

(4) Sind sämtliche Aufsichtsratsmanda-
te von der Gemeinde zu besetzen, 
können abweichend von § 108a Ab-
satz 1 Satz 3 bis zur Hälfte der Auf-
sichtsratsmandate mit Arbeitnehmer-
vertretern besetzt werden. Wird die 
Hälfte der Aufsichtsratsmandate mit Ar-
beitnehmervertretern besetzt, muss der 
Gesellschaftsvertrag vorsehen, dass 
der Aufsichtsratsvorsitzende nicht zu 
dem von der Arbeitnehmerseite vorge-
schlagenen Personenkreis gehört. Au-
ßerdem muss der Gesellschaftsvertrag 
für den Fall, dass eine Abstimmung im 
Aufsichtsrat Stimmengleichheit ergibt, 
regeln, dass noch in derselben Sitzung 
des Aufsichtsrats eine erneute Abstim-
mung über denselben Gegenstand her-
beigeführt wird, bei der der Aufsichts-
ratsvorsitzende zwei Stimmen hat.  

 

  

(5) Ist ein Teil der Aufsichtsratsmandate 
von Gesellschaftern zu besetzen, die 
die Vorschriften des 11. Teils nicht un-
mittelbar, sinngemäß oder entspre-
chend anzuwenden haben, muss der 
Gesellschaftsvertrag vorsehen, dass 
die Mehrzahl der auf die Gemeinde ent-
fallenden Aufsichtsratsmandate mit 
Personen besetzt wird, die nicht von 
der Arbeitnehmerseite vorgeschlagen 
werden. 

 

  

(6) Im Übrigen gelten die Regelungen 
des § 108a. Das für Inneres zuständige 
Ministerium bestimmt durch Rechtsver-
ordnung das Verfahren für die Wahl der 
Vorschlagsliste, insbesondere die Vor-
bereitung der Wahl und die Aufstellung 
der Wählerlisten, die Frist für die Ein-
sichtnahme in die Wählerlisten und die 
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Erhebung von Einsprüchen gegen sie, 
die Wahlvorschläge und die Frist für ih-
re Einreichung, das Wahlausschreiben 
und die Frist für seine Bekanntma-
chung, die Stimmabgabe, die Feststel-
lung des Wahlergebnisses und die Fris-
ten für seine Bekanntmachung, die An-
fechtung der Wahl und die Aufbewah-
rung der Wahlakten.“ 

 
3. Dem § 134 wird folgender Satz ange-

fügt: 
 

„§ 108b tritt mit Ablauf des 
28. Februar 2021 außer Kraft.“ 

 
 
 

 3. unverändert  

Artikel 2 
 

 Artikel 2  

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Ver-
kündung in Kraft. 

 

 Unverändert  
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Bericht 
 
 
 
A Allgemeines 
 
 
Durch Beschluss des Plenums wurde am 3. Juli 2014 der Gesetzentwurf der Landesregie-
rung „Gesetz zur Änderung der Gemeindeordnung“ (Drucksache 16/6091) an den Aus-
schuss für Kommunalpolitik überwiesen. 
 
 
 
B Inhalt des Antrags 
 
 
Die den Gesetzentwurf einbringende Landesregierung beschreibt die Ausgangslage wie 
folgt:  
 
„Mit Gesetz vom 21. Dezember 2010 ist mit dem neuen § 108a erstmals eine Arbeitnehmermitbe-
stimmung in fakultativen Aufsichtsräten kommunal beherrschter Gesellschaften eingeführt worden. 
Hierzu hat sich in der kommunalen Praxis Änderungs- und Ergänzungsbedarf ergeben.“ 

 
Der vorgelegte Gesetzentwurf der Landesregierung sieht nunmehr eine Anpassung von Re-
gelungen zum Wahlverfahren sowie Regelungen zur Vertretungsmöglichkeiten der Arbeit-
nehmer durch externe, nicht bei der Gesellschaft beschäftigte Arbeitnehmervertreter vor. 
Ferner soll befristet ermöglicht werden, qua Entscheidung der zuständigen Kommunalauf-
sicht - unter Vorbehalt der Genehmigung des für Inneres zuständigen Ministeriums - für 
kommunal beherrschte Gesellschaften anstelle der Drittelparität eine vollparitätische Beset-
zung des fakultativen Aufsichtsrats unter bestimmten Bedingungen zuzulassen. 
 
 
 
C Beratungsverfahren 
 
 
Der Ausschuss für Kommunalpolitik hat zu seiner Sitzung am 29. August 2014 den Be-
schluss gefasst, hierzu eine Anhörung von Sachverständigen zur Sitzung am 
24. Oktober 2014 durchzuführen. Folgende Sachverständige wurden daher gehört: 
 

 
Sachverständige 

 
Stellungnahmen 

 

Städtetag Nordrhein-Westfalen, Düsseldorf 
 

 
 

16/1920 Annette Brandt-Schwabedissen 
Städte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen, Düsseldorf 
 

Dr. Markus Faber 
Landkreistag Nordrhein-Westfalen, Düsseldorf 
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Sachverständige 

 
Stellungnahmen 

 

Ulrich Dettmann 
ver.di, Landesverband Nordrhein-Westfalen, Düsseldorf 
 

16/2201 

Dr. Frank Westphal 
Pricewater Coopers Legal WirtschaftsprüfungsAG, Hannover 
 

16/22435 

Katharina Neuroth 
Alpmann Fröhlich Rechtsanwaltsgesellschaft mbH, Münster 
 

16/2146 

 

 
Weitere Stellungnahme 

 
Stellungnahme 

 

Adil Laraki 
Genossenschaft Deutscher Bühnen-Angehöriger, Landesverband 
Nordrhein-Westfalen, Essen 
 

16/2219 

 
siehe hierzu das Ausschussprotokoll 16/695 
 
 
Eine abschließende Befassung zum Gesetzentwurf erfolgte im Ausschuss für Kommunalpoli-
tik am 21. Januar 2015.  
 
Hierzu lag ein Änderungsantrag der Fraktion der SPD und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN vor: 
 
„Die Fraktion der SPD und die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN beantragen, den Entwurf für ein 
"Gesetz zur Änderung der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen“ wie folgt zu ändern: 
 
 
Artikel 1 des Gesetzentwurfs wird wie folgt geändert: 
 
1. In § 108 a GO werden die Absätze 6 bis 8 wie folgt gefasst: 
 

„(6) Die Wahl der Vorschlagsliste erfolgt auf Grund von Wahlvorschlägen des Betriebsrats und 
der Beschäftigten. Die Wahlvorschläge der Beschäftigten müssen von mindestens einem 
Zehntel der Wahlberechtigten, jedoch mindestens von drei Wahlberechtigten unterzeichnet 
sein. Sieht der Gesellschaftsvertrag des Unternehmens oder der Einrichtung die Stellvertre-
tung eines verhinderten Aufsichtsratsmitglieds vor, kann in jedem Wahlvorschlag zusammen 
mit jedem Bewerber für diesen ein stellvertretendes Mitglied vorgeschlagen werden. Ein Be-
werber kann nicht zugleich als stellvertretendes Mitglied vorgeschlagen werden. Wird ein Be-
werber gemäß Absatz 3 als Aufsichtsratsmitglied bestimmt, so ist auch das zusammen mit 
ihm vorgeschlagene stellvertretende Mitglied bestimmt. Das für Inneres zuständige Ministeri-
um bestimmt durch Rechtsverordnung das Verfahren für die Wahl der Vorschlagsliste, insbe-
sondere die Vorbereitung der Wahl und die Aufstellung der Wählerlisten, die Frist für die Ein-
sichtnahme in die Wählerlisten und die Erhebung von Einsprüchen gegen sie, die Wahlvor-
schläge und die Frist für ihre Einreichung, das Wahlausschreiben und die Frist für seine Be-
kanntmachung, die Stimmabgabe, die Feststellung des Wahlergebnisses und die Fristen für 
seine Bekanntmachung, die Anfechtung der Wahl und die Aufbewahrung der Wahlakten. 
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(7) Der Bürgermeister teilt dem zur gesetzlichen Vertretung berufenen Organ des Unterneh-
mens oder der Einrichtung die Namen der vom Rat für den Aufsichtsrat bestellten Arbeitneh-
mervertreter und ihrer im Falle des Absatzes 6 Satz 5 bestimmten stellvertretenden Mitglieder 
mit. Gleichzeitig informiert er die für den Aufsichtsrat bestellten Arbeitnehmervertreter und die 
im Falle des Absatzes 6 Satz 5 bestimmten stellvertretenden Mitglieder. 
 
(8) Wird ein Arbeitnehmervertreter von seinem Amt gemäß § 113 Absatz 1 Satz 3 abberufen 
oder scheidet er aus anderen Gründen aus dem Aufsichtsrat aus, ist gleichzeitig auch das zu-
sammen mit ihm nach Absatz 6 Satz 5 bestimmte stellvertretende Mitglied abberufen oder 
ausgeschieden. Wird ein stellvertretendes Mitglied von seinem Amt gemäß § 113 Absatz 1 
Satz 3 abberufen oder scheidet es aus anderen Gründen als stellvertretendes Mitglied aus 
dem Aufsichtsrat aus, bleibt die Position des stellvertretenden Mitglieds unbesetzt. Für den 
abberufenen oder ausgeschiedenen Arbeitnehmervertreter bestellt der Rat mit der Mehrheit 
der gesetzlichen Zahl seiner Mitglieder aus dem noch nicht in Anspruch genommenen Teil der 
Vorschlagsliste nach Absatz 3 einen Nachfolger. Kommt eine solche Mehrheit nicht zustande, 
können die Beschäftigten den noch nicht in Anspruch genommenen Teil der Vorschlagsliste 
um neue Vorschläge ergänzen. Für die Ergänzung der Vorschlagsliste gelten die Absätze 5 
und 6 entsprechend. Kommt auch dann keine Mehrheit der gesetzlichen Zahl der Mitglieder 
des Rates für die Bestellung eines Nachfolgers zustande, bleibt das Aufsichtsratsmandat un-
besetzt.“ 

 
2. In § 108 a GO wird Absatz 9 Satz 1 wie folgt gefasst: 
 

„Die Absätze 1 bis 8 gelten mit folgenden Maßgaben entsprechend in den Fällen, in denen an 
einem Unternehmen oder einer Einrichtung in Privatrechtsform zwei oder mehr Gemeinden 
unmittelbar oder mittelbar mit insgesamt mehr als 50 Prozent der Anteile beteiligt sind:“ 

 
 
Begründung: 
 
1. zu § 108 a Abs. 6 bis 8 GO 
 
Die Änderungen beinhalten vornehmlich terminologische Verbesserungen. Nunmehr ist von stellver-
tretenden Mitgliedern und nicht mehr von „Ersatzmitgliedern“ die Rede. Dies ist deshalb sinnvoll, da 
der Begriff „Ersatzmitglied“ durch die Bestimmung des § 101 Absatz 3 Aktiengesetz bereits mit einer 
bestimmten Bedeutung belegt ist. Nach dieser Regelung rückt ein Ersatzmitglied für ein wegfallendes 
bzw. dauerhaft verhindertes Aufsichtsratsmitglied automatisch nach. Bei der vorliegenden Regelung 
ist jedoch gewollt, eine Regelung für eine nur vorübergehende Verhinderung in Form eines stellvertre-
tenden Mitgliedes zu schaffen. Dies wird durch die geänderte Terminologie eindeutig klargestellt. Zu-
dem wird durch die Einfügung eines neuen Satzes 2 in Absatz 8 klargestellt, dass für den Fall einer 
Abberufung eines stellvertretenen Mitgliedes gemäß § 113 Absatz 1 Satz 3 oder eines Ausscheidens 
aus dem Amt aus anderen Gründen die Position des stellvertretenden Mitglieds unbesetzt bleibt. 
Hiermit werden komplizierte und fehleranfällige spezielle Regelungen für die isolierte Nachbesetzung 
eines stellvertretenden Mitglieds vermieden. Es bleibt den Kommunen bzw. den für die Gestaltung der 
Gesellschaftsverträge zuständigen Gremien unbenommen, das ersatzlose Ausscheiden eines stellver-
tretenden Mitglieds durch geeignete Maßnahmen zu kompensieren. Dies könnte beispielsweise 
dadurch geschehen, dass bei einem ersatzlosen Ausscheiden eines stellvertretenden Aufsichtsrats-
mitglieds  aus dem Amt durch den Gesellschaftsvertrag für das verbleibende „originäre“ Aufsichts-
ratsmitglied im Falle seiner vorübergehenden Verhinderung eine Teilnahme an der Beschlussfassung 
des Aufsichtsrats durch Überreichung einer schriftlichen Stimmabgabe entsprechend der Bestimmung 
des § 108 Absatz 3 Aktiengesetz (sogenannte „Stimmbotenschaft“) ermöglicht wird. 
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2. zu § 108 a Abs. 9 Satz 1 GO 
 
In Absatz 9 Satz 1 wird aus Gründen äußerster Vorsorge durch eine Ergänzung klargestellt, dass die 
Maßgaben des Absatzes 9 auch für mittelbare Beteiligungen gelten. Hiermit wird jeglicher Ausle-
gungsmöglichkeit der Boden entzogen, nach der diese Regelung nur für unmittelbare Beteiligungen 
Anwendung findet.“ 

 
 
 
D Abstimmung 
 
 
Am 21. Januar 2015 hat der Ausschuss für Kommunalpolitik den Änderungsantrag der Frak-
tionen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN mit den Stimmen der einbringenden Frakti-
onen gegen die Stimmen der Fraktion der CDU und der Fraktion der FDP angenommen. Die 
PIRATEN-Fraktion hat sich enthalten. 
 
Der so geänderte Gesetzentwurf wurde mit den Stimmen der Fraktionen von SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen das Votum der Fraktionen von CDU und FDP sowie der 
PIRATEN-Fraktion angenommen. 
 
 
 
 
Christian Dahm 
- Vorsitzender - 
 
 


